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Rechts hat Vorfahrt
„Rechts hat Vorfahrt.“ Wir haben

uns in dieser Rubrik schon öfters mit
dieser Grundregel des „Code de la
route“ auseinandergesetzt.

Tatsache ist, dass die Gerichte
immer wieder darauf hinweisen,
dass die Regel eng auszulegen ist.
Sie ist sozusagen „à la lettre“ anzu-
wenden: „Das genaue Einhalten der
Vorfahrtsregeln ist von entscheiden-
der Wichtigkeit, damit der Verkehr
an Einmündungen und Kreuzungen
sicher ablaufen kann. Die Verant-
wortungen, die auf natürliche Art
und Weise von den Vorfahrtsregeln
abgeleitet werden können, müssen
auch uneingeschränkt angewendet
werden. Anderenfalls kommt es zu
Durcheinander, und kaum ein Re-
gelwerk wird mehr Bestand haben.
Als einzige Ausnahme gilt der Fall,
wo derjenige, der im Prinzip die
Vorfahrt hat, einen entscheidenden
Fehler begeht. Nur in diesem Fall
kann letzterer ganz oder teilweise
zur Verantwortung gezogen wer-
den.“

In einem Urteil vom 11. Januar
dieses Jahres beschäftigte sich das
Friedensgericht Luxemburg erneut
mit der Rechtsvorfahrt.

An einer Einmündung hatte sich
ein Unfall ereignet, in den die Fah-
rer B. und S. verwickelt waren. Da S.
mit seinem Auto von rechts gekom-
men war, hatte er im Prinzip die
Vorfahrt. B. gab jedoch an, S. sei zu

schnell und in der Mitte der Straße
gefahren. Er müsse demnach we-
nigstens teilweise als schuldig
gelten.

Das Gericht folgte den Ausfüh-
rungen von B. nicht. Vielmehr rief es
noch einmal in Erinnerung, dass die
Vorfahrtsregeln nur dann in Frage
gestellt werden können, wenn ein
entscheidender Fehler des Fahrers
vorliegt, der grundsätzlich die Vor-
fahrt hat. Dies sei in der vorliegen-
den Streitsache aber mitnichten der
Fall. B. trage somit die alleinige
Schuld am Zustandekommen des
Unfalls.

Auch die Behauptung, S. sei zu
schnell und in der Straßenmitte ge-
fahren, sei äußerst vage. B. bleibe
den Beweis schuldig, dass dies den
Tatsachen entspreche. Es könne also
nicht die Rede sein von einem „ent-
scheidenden Fehler“ von S., so dass
B. für den Unfallhergang voll ver-
antwortlich sei.

Fazit: Die Vorfahrtsregeln sind
und bleiben Regeln, die von den
Gerichten sehr streng ausgelegt wer-
den. Nur wenn erwiesen ist, dass
derjenige, der prinzipiell die Vor-
fahrt hat, einen entscheidenden Feh-
ler begangen hat, kann dieser ganz
oder teilweise in die Verantwortung
eingebunden werden.

Jean-Louis Schiltz

Friedensgericht Luxemburg, 11. Januar 2002,
141/02

Recht hunn – Recht kréien

Friedrich Merz:

„Die Parteien der Mitte müssen integrieren“
LW-Interview mit dem Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Der Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Friedrich Merz, kommentierte im Gespräch
mit LW-Redakteur Marc Glesener den Aufschwung der extremen Rechte in Europa. „Viele Menschen kommen mit
der Geschwindigkeit der Entwicklung nicht klar. Dann versagen häufig die etablierten Parteien der Mitte. Sie sind
nicht immer in der Lage, zu integrieren“, argumentierte Merz. (Photos: Tessy Hansen)

Friedrich Merz skizzierte die
Schwerpunkte des Unionspro-
gramms für die Bundestagswahl,
das heute offiziell vorgestellt wird.
„Der entscheidende Punkt werden
unsere Angebote zur Verbesserung
der Lage auf dem Arbeitsmarkt

sein“, so der CDU-Politiker.

(MaG) – Der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Friedrich Merz, war am vergangenen Freitag in Luxemburg. Der
Christdemokrat nahm an der Geburtstagsfeier vom hiesigen CDU/
CSU-Freundeskreis teil, der vor 20 Jahren gegründet wurde. Am
Rande dieser Veranstaltung unterhielten wir uns mit Fraktions-
chef Merz über den Wahlkampf in Deutschland, aber auch über
das Aufkommen rechtsextremer Parteien in Europa. In diesem
Zusammenhang erinnerte der CDU-Mann an den Integrationsauf-
trag der Parteien der Mitte. Was das Wahlprogramm der Unions-
parteien angeht, so wird dieses – laut Merz – ganz im Zeichen der
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik stehen. Kompetenzen in
diesen Politikbereichen seien immerhin seit 1976 wahlentschei-
dend.

Luxemburger Wort: Die extreme
Rechte erlebt zurzeit in Europa
einen Aufschwung. Le Pen in Frank-
reich und Fortuyn in den Niederlan-
den, das sind nur zwei Beispiele, die
dies klar untermauern. Worauf füh-
ren Sie diesen Rechtsruck zurück?

Friedrich Merz: Es gibt Ängste in
der Bevölkerung: vor Überfrem-
dung, vor der Globalisierung. Viele
Menschen kommen mit der Ge-
schwindigkeit der Entwicklung
nicht klar. Dann versagen häufig die
etablierten Parteien der Mitte. Sie
sind nicht immer in der Lage, zu
integrieren. Wir in der Union haben
aber eben diese Integration immer
als eine prioritäre Aufgabe empfun-
den. Wie Franz Josef Strauss das
schon vor vielen Jahren gesagt hat:
„Rechts von der Union darf es auf
Dauer nie eine demokratisch legiti-
mierte Partei geben.“ Diesem Auf-
trag wurden wir stets gerecht. Es ist
immer wieder gelungen, die Wähler
zur Mitte hin zu bewegen. Das war
und ist in anderen Ländern nicht
der Fall.

„Keine Zusammenarbeit
mit Extremisten“

LW: Sie gehen also davon aus,
dass auch heute Rechtsextreme in
Deutschland keine Chance haben?

F. Merz: Ich glaube, dass die gro-
ßen demokratischen Volksparteien
der Mitte die Aufgabe haben, zu
integrieren. Wenn das gelingt, kön-
nen links- oder rechtsextreme Par-
teien nicht entstehen. Es hat auch
in Deutschland Entwicklungen
nach Rechts gegeben, aber wir
wussten immer zu reagieren. Eine
Zusammenarbeit mit solchen Par-
teien kam nie in Frage. Diese Posi-
tion haben wir durchgehalten. In
der Folge sind diese extremisti-
schen Parteien dann auch ver-
schwunden. Die Wähler haben ein-
gesehen, dass es keinen Sinn macht,
sie zu wählen.

„Nicht in Angelegenheiten
anderer Länder einmischen“
LW: Sie sagen, die Unionspar-

teien würden nicht mit Extremis-

ten zusammenarbeiten. Nun ist die
CDU/CSU aber Mitglied in der Eu-
ropäischen Volkspartei. Dort gibt
es Mitglieder, die mit dem extre-
mistischen Lager kooperieren. Zum
Beispiel die Berlusconi-Partei in
Italien und die Haider-FPÖ in Ös-
terreich. Das könnte doch Signal-
wirkung haben?

F. Merz: Wir sollten es unterlas-
sen, mit dem Zeigefinger auf an-
dere Länder zu zeigen, die ihre

spezifischen Probleme haben. Ich
habe das selber erlebt, wie die
Forza Italia entstanden ist und in
die Europäische Volkspartei aufge-
nommen wurde. Durch diese Mit-
gliedschaft und die Präsenz im Eu-
ropäischen Parlament wurde die
Partei zu einer Kraft, die ohne
Wenn und Aber zur EU und zum
Integrationsprozess steht. Und das
nenne ich ein gelungenes Beispiel
politischer Integration auf europäi-
scher Ebene.

LW: Aber ist das denn wirklich
ein gutes Signal?

F. Merz: Nochmals: Ich möchte
mich nicht in die Angelegenheiten
anderer europäischer Länder ein-
mischen. Aber was die Forza Italia
und die EVP betrifft, so meine ich,
dass wir richtig gehandelt haben.
Wir haben solche Parteien auf un-
seren Weg mitgenommen. Und wis-
sen Sie, es macht wenig Sinn,
kleine Länder an den Pranger zu
stellen, wenn dort Koalitionen zu-
stande gekommen sind, die sich als
notwendig erwiesen haben. Ich
werde einen Teufel tun, diese Koa-
litionen öffentlich zu bewerten
oder zu verurteilen.

LW: Zurück nach Frankreich.
Welche Schlüsse kann man aus dem
guten Abschneiden von Le Pen und
seinen antieuropäischen Thesen
ziehen?

F. Merz: Das war vor zwei Wo-
chen in erster Linie ein Wahlergeb-
nis, das die heillose Zerstrittenheit
der französischen Linken doku-
mentiert. Die politische Mitte –
oder Rechte, wie sie in Frankreich
heißt – ist auch nicht unbedingt
geeint. Zum Glück ist es auf der
bürgerlichen Seite aber nicht der-
art schlimm wie im linken Lager.
Das sollte einem aber alles zu den-
ken geben.

„Konkrete Vorschläge
für den Arbeitsmarkt“

LW: Heute Montag werden Sie
zusammen mit dem Kanzlerkandi-
daten und der Parteivorsitzenden
das Programm der Unionsparteien
für die Bundestagswahl vorstellen.
Mit welchen Themen wollen Sie die
Bürger fesseln?

F. Merz: Der entscheidende
Punkt werden unsere Angebote zur
Verbesserung der Lage auf dem
Arbeitsmarkt sein. Wir rechnen da-
mit, dass aller Voraussicht nach die
Entwicklung auf dem Arbeits-
markt das beherrschende Thema
der Bundestagswahl sein wird. Seit
1976 sind alle Wahlen mit der wirt-
schafts- und arbeitspolitischen
Kompetenz entschieden worden.

LW: Und wo liegen da die Unter-
schiede zwischen Union und SPD? 

F. Merz: Der Bundeskanzler hat
1998 angekündigt, die Zahl der Ar-
beitslosen zumindest unter 3,5 Mil-
lionen zu senken. Dieses Ziel kann
Schröder nicht mehr erreichen. Wir
werden hingegen konkrete Vor-
schläge machen für mehr Wachs-
tum und Beschäftigung. Wir kon-
zentrieren uns dabei auf den ersten
Arbeitsmarkt und die Stärkung der
Familien. Eines unserer Anliegen
ist es, einen stärkeren Zusammen-
hang herzustellen zwischen Ar-

beitsmarkt, Wirtschaft, Familien-
und Sozialpolitik. Das wird die
zentrale innenpolitische Botschaft
von CDU und CSU sein. Wir wer-
den darüber hinaus Europa, die
internationale Verantwortung
Deutschlands und die innere Si-
cherheit thematisieren und in die-
sen Bereichen auch klare Antwor-
ten geben.

LW: Sie haben die innere Sicher-
heit nur am Rande erwähnt. Ist es
aber nicht gerade dieses Thema, das
die Menschen bewegt, das Ihnen
gewissermaßen von der Straße auf-
gezwungen werden könnte?

F. Merz: Das kann sein. Dabei
möchte ich daran erinnern, dass
innere Sicherheit und äußere Si-
cherheit kaum noch voneinander
getrennt werden können. Das
Thema Sicherheit hat seit dem 11.
September eben eine ganz andere
Dimension bekommen. Das ist klar.
Nach unserer Einschätzung aber
wird – vorausgesetzt, es kommt
nicht zu neuen tragischen Ereignis-
sen – die Beschäftigungs- und Wirt-
schaftspolitik das entscheidende
Thema bei der Bundestagswahl
sein.

„Familien mit Kindern
besser stellen“

LW: Nun sind bereits einige
Punkte ihres ambitiösen Wahlpro-
gramms an die Öffentlichkeit ge-
drungen. Kritiker sagen, die vorge-
schlagenen Maßnahmen seien nicht
zu finanzieren. Es sei denn, es
werde massiv eingespart. Da geht
die Rede von einem 50-Milliarden-
Euro-Paket. Haben Sie nicht ein
bisschen hoch gegriffen oder
kommt es tatsächlich auf einigen
Politikfeldern zu Budgetkür-
zungen?

F. Merz: Da werden jetzt ganz
gezielt Zahlen in die Welt gesetzt.
Die SPD verbreitet regelrechte
Horrorzahlen. Wir wollen in zwei
Bereichen mehr Geld ausgeben.
Das wird für die Familien sein, wo
wir einen Verfassungsauftrag zu
erfüllen haben. Gerade die Fami-
lien mit Kindern müssen in
Deutschland besser gestellt wer-
den. Dann werden wir auch etwas
für die Streitkräfte tun müssen. In
anderen Bereichen wird eingespart.
Wir müssen zum Beispiel bei der
sozialen Sicherheit Korrekturen
vornehmen, die allerdings den Fa-
milien zugute kommen werden. Die
hohen Subventionen für den zwei-
ten und den dritten Arbeitsmarkt
können wir nicht so weiterführen,
wie das bisher der Fall war.

„Wir werden gewinnen“
LW: Vorausgesetzt, Stoiber ge-

winnt die Wahl. Was wird dann aus
Friedrich Merz?

F. Merz: Ich werde alles tun, um
der Regierung zum Erfolg zu ver-
helfen. Über Personal wird nach
der Wahl gesprochen.

LW: Und den Fall gesetzt, Schrö-
der bleibt im Amt?

F. Merz: Ich gehe davon aus, dass
die Unionsparteien gewinnen
werden.

LW: Herr Merz, vielen Dank für
dieses Gespräch.

Die „Grande Nation“ zeigt Größe
Frankreich hat gewählt. Mit einer überwäl-

tigenden Mehrheit von über 81 Prozent der
Stimmen hat sich Jacques Chirac gegen
Jean-Marie Le Pen durchgesetzt. Ein Sieg
der Demokratie. Mit dem Erfolg des Gaullis-
ten hat sich die „Grande Nation“ gewisser-
maßen zurückgekauft. Die Bürger haben
sich massiv zu den republikanischen
Grundwerten Freiheit, Gleichheit und Brü-
derlichkeit bekannt. Es ist demnach mehr
der Sieg eines ganzes Volkes als der einer
einzelnen Person – in diesem Fall von
Jacques Chirac – oder einer politischen
Familie. Chirac ist wohl Wahlsieger, doch
Gewinner ist das Land, das gestern Größe
zeigte.

Die Franzosen haben an den Urnen die
beispiellose Mobilisierungskampagne fort-
gesetzt, die am Abend des ersten Durch-
gangs der Präsidentschaftswahl begonnen
hatte. Eine Kampagne gegen die extreme
Rechte, gegen Hass und gegen Intoleranz.
Eine Kampagne, die am 1. Mai mehr als
eine Million auf die Straße brachte. Vor
allem junge Menschen. Das macht Hoff-
nung. Das sollte aber zugleich der politi-
schen Klasse Frankreichs zu denken
geben.

Der 5. Mai 2002 wird ganz sicher als der
Tag in die französischen Geschichtsbücher
eingehen, an dem sich quasi die ganze
Nation gegen den Kandidaten des „Front
national“ aufbäumte. Ein guter Tag für das
Land. Ein Tag aber, der den 21. April nicht
vergessen machen kann. Und an eben
diesem Tag hatten die Wähler den etablier-
ten Parteien einen gehörigen Denkzettel
verpasst. Allen voran den beiden Hauptpro-
tagonisten Jospin und Chirac. Die beiden
„présidentiables“ erhielten zusammen ge-
rade einmal 36 Prozent der Stimmen. Nicht
viel für den Präsidenten und den früheren
Premier, wenn man bedenkt, dass die Ext-
remisten am linken ebenso wie am rechten

Rand des Parteienspektrums es auf knapp
30 Prozent brachten. Fast ein Drittel
stimmte demnach für Politiker und Pro-
gramme, die das System, die den demokra-
tischen Rechtsstaat als solchen nicht ak-
zeptieren. Das macht wenig Hoffnung. Und
auch das sollte zu denken geben.

An dem alt-neuen Präsidenten und seiner
Regierungsmannschaft ist es nun, zu er-
gründen, warum Millionen Franzosen das
Vertrauen in die Politik verloren haben.
Herauszufinden, was diese Menschen dazu
bewegen konnte, gefährliche Populisten
vom Schlage eines Le Pen zu wählen. Nach
dieser Ursachen- und hoffentlich auch Ge-
wissenserforschung bedarf es dann eines
neuen und zusammenhängenden politi-
schen Projekts für Frankreich. Für ganz
Frankreich und alle Franzosen, wie es ges-
tern der Wahlgewinner erklärte.

Für alle Franzosen. Eben das ist der
springende Punkt. Zu viele sahen sich von
der Politik im Stich gelassen mit ihren
(berechtigten) Sorgen und Ängsten. Statt
die Belange der einfachen Leute ins Zen-
trum ihrer politischen Aktion zu stellen,
brachten die Parteioberen im Machtzen-
trum Paris in den letzten Jahren die meiste
Kraft dafür auf, neue Allianzen und Bünd-
nisse zu schmieden. Mit dem einen Ziel,
nämlich dem der politischen Einflussnahme
ganz oben. Und derweil sich „gauche pluri-
elle“ und die heillos zersplitterte „droite“ um
die Macht in der Metropole zankten, bea-
ckerten andere überall dort das Terrain, wo
die klassischen Rezepte der französischen
Politik ausgedient haben. Sie gingen dort
auf Stimmenfang, wo schon lange keiner
mehr die „langue de bois“ und Schönfärber-
hetorik adrett gekleideter Polit-Shootings-
tars aus Paris ernst nimmt. Und die Leute
gingen diesen Rattenfängern samt ihrer
einfachen Parolen auf den Leim.

Erste Hinweise dafür, wie ernst es dem im
Amt bestätigten Präsidenten mit dem ange-
kündigten politischen Wandel im Sinne von
mehr Bürgernähe im Endeffekt gemeint ist,
könnte die Person des neuen Premierminis-
ters geben. Gute Chancen werden dem
Präsidenten-Leutnant Nicolas Sarkozy ein-
geräumt. Offenbar ein kompetenter Politi-
ker, aber die Entscheidung für diesen ehe-
maligen Balladur-Getreuen (damals gegen
Präsidentschaftskandidat Chirac!) stünde
nicht gerade als Symbol für eine Öffnung,
wie sie Chirac hat durchblicken lassen. Die
Ernennung Sarkozys, einem geübten Strip-
penzieher in der Pariser Politszene, wäre
vor diesem Hintergrund eher ein Rück-
schritt. Als Bürgermeister der reichsten Ge-
meinde Frankreichs (Neuilly-sur-Seine) ist
der RPR-Mann nicht gerade Experte, wenn
es darum geht, die „fracture sociale“ zu
überwinden.

Ein wirkliches Zeichen des Aufbruchs und
der Erneuerung wäre da schon eher die
Nominierung von François Bayrou. Der
Christdemokrat, der am 21. April im ersten
Durchgang der Präsidentschaftswahl im-
merhin Platz vier belegte, ist ein Mann der
politischen Mitte und von seiner Biographie
und politischen Message her eigentlich aty-
pisch für die französische Rechte. Er ver-
körpert wie kein anderer das soziale Gewis-
sen der bisherigen Opposition. Er könnte
eben jene Brücken bauen, die zur Stärkung
der politischen und sozialen Kohäsion des
Landes so dringend benötigt werden. Ins-
besondere im Hinblick auf die Legisla-
tivwahlen am 9. und 16. Juni könnte ein
solcher Brückenbauer dem Präsidenten
eine echte Stütze sein. Denn Chirac braucht
eine möglichst solide und breite „majorité
présidentielle“. Bekommt er die nicht, droht
ihm persönlich erneut die Kohabitation und
dem Land der politische Stillstand.

Marc Glesener

Réfléchissons-y
CINQ HECTARES

Il y a des millions et des millions de
Français, une deuxième France qui
est folle de rage qu'on ne l'entende
jamais, qu'on ne l'écoute jamais et
qu'on ne la respecte jamais. Et la
télévision creuse le fossé. Il y a ceux
qui sont d'un côté de l'écran ou sur
l'écran et ceux qui, tous les soirs, les
bras croisés, regardent en disant:
mais de quelle France parlent-ils?
Allez au contact (…) de la vie des
Français à l'endroit où ils la vivent.
Est-ce que vous n'êtes pas frappé de
voir que ce qu'on appelle vie poli-
tique nationale, c'est cinq hectares
de la rive gauche de Paris? Ce que
l'on appelle vie médiatique natio-
nale, c'est sur les mêmes cinq hec-
tares? C'est un milieu clos, et qui
considère qu'il résume la France.
Pendant longtemps probablement,
dans la France rurale et dans la
France de l'écrit, cela a été vrai et
cela a suffi. Aujourd'hui cela ne
suffit plus.

François Bayrou
(27 avril 2002)

ASKO Europa-Stiftung

„Otzenhausener Appell“ verabschiedet
Auf Einladung der ASKO Europa-

Stiftung, Saarbrücken trafen sich
mit Unterstützung der Internationa-
len Föderation der Europa-Häuser
(FIME) kürzlich in der Europäischen
Akademie Otzenhausen mehr als 40
hochrangige Experten zu einem in-
ternationalen Kolloquium mit dem
Titel „Vier für Europa – Spanien,
Frankreich, Deutschland, Polen und
die Zukunft der Europäischen Uni-
on“, um Fragen, die für die Zukunft
der Europäischen Union von kriti-
scher Bedeutung sind, aus der Per-
spektive der vier beteiligten Länder
zu erörtern.

Zu den Teilnehmern zählten unter
anderem der deutsche Botschafter in
Madrid, Joachim Bitterlich, der Lei-
ter der Europaabteilung des Aus-
wärtigen Amtes, Dr. Reinhard
Schweppe, der mit der Osterweite-
rung im spanischen Außenministe-
rium befasste Botschafter Jorge Fu-
entes Monzonis-Vilallonga, der im
französischen Außenministerium für
EU-Fragen zuständige Unterabtei-
lungsleiter Laurent Delahousse und
aus dem polnischen Parlament der
Abgeordnete Andrzej Gawlowski.

Im Laufe der Diskussion zeigte
sich, dass sich aus den Erfahrungen
der Süderweiterung der Europäi-
schen Union wichtige Anknüpfungs-
punkte ergeben, die für die Bewälti-
gung der bevorstehenden Osterwei-
terung genutzt werden können. Vor
diesem Hintergrund formulierten die
Teilnehmer des Kolloquiums folgen-
den „Otzenhausener Appell“. Alle
Beteiligten stimmen darin überein,
dass das Projekt der europäischen
Integration nur dann erfolgreich
weitergeführt werden kann, wenn
die politisch Verantwortlichen in

den vier Ländern erkennen: Die an-
stehenden Herausforderungen – die
Osterweiterung der EU, die gemein-
same Ost- und Südosteuropapolitik
der erweiterten Union, die struktu-
relle Reform der Union, aber auch
die Mittelmeerpolitik sowie die Be-
ziehungen zum amerikanischen
Kontinent – dürfen nicht aus der
jeweils nationalen Perspektive ange-
gangen, sondern müssen von allen
als gesamteuropäische Aufgabe be-
griffen werden! Dies erfordert von
der Politik klare, aber oftmals auch
schmerzliche Entscheidungen. Diese
Entscheidungen können nur dann
erfolgreich legitimiert werden, wenn
die Bürger diese Entscheidungen
nachvollziehen können. Hierzu muss
jedoch die europäische Kompetenz
der Bürger entscheidend gestärkt
werden.

Deshalb appellieren die Anwesen-
den an die politisch Verantwortli-
chen, die europäische Bildungsarbeit
ihrem Stellenwert entsprechend
weitaus stärker zu unterstützen als
dies bisher geschehen ist. Um dies zu
erreichen, muss der Haushalt in
Brüssel gezielt dazu genutzt werden,
Initiativen der europäischen Bil-
dungsarbeit wie Schüler- und Stu-
dentenaustausch oder Informations-
kampagnen in den Beitrittsländern
materiell besser auszustatten. Die
EU-Kommission sollte insbesondere
10 % der Vorbeitrittshilfen für die
Bewerberländer aus Mittel- und Ost-
europa hierfür einsetzen. Darüber
hinaus ist die Europäisierung der
Lehreraus- und fortbildung ebenso
wie die Entwicklung europäischer
Curricula ein weiterer dringend not-
wendiger Schritt auf dem Wege einer
europäischen Bewusstseinsbildung.

Groupe parlementaire DP / SNE

Mécontentement des instituteurs
Récemment a eu lieu une entrevue

entre le groupe parlementaire du
Parti démocratique et le Syndicat
national des enseignants (SNE/
CGFP). A cette occasion, le SNE a
affirmé avoir été en principe d'ac-
cord avec les propositions énoncées
dans l'avant-projet de loi portant
création d'une réserve nationale de
suppléants. Les représentants du
SNE se sont notamment référés à la
proposition d'affecter les chargés de
cours qui ont réussi une «formation à
définir» à des pools régionaux de
suppléants et de donner le droit aux
chargés de cours de se présenter à
l'examen-concours d'admission à la
fonction, après avoir réussi une
deuxième voie de formation. Ils ont
par ailleurs insisté sur le respect des
priorités fixées au règlement grand-
ducal du 6 avril 2001, lors des nomi-
nations aux postes vacants d'institu-
teurs.

Quant au projet de loi actuel, la
délégation du SNE a souligné l'im-
portance de veiller à ce que le nom-
bre des chargés de cours admis dans
la réserve nationale des suppléants,

prévue par le projet, soit limité en
fonction des besoins réels en person-
nel suppléant. Elle a regretté en ou-
tre que le ministère de l'Education
nationale prévoit, à côté de la réserve
nationale, la création de réserves
communales de suppléants. Selon le
SNE, les dispositions contenues dans
le projet de loi ne devraient en aucun
cas compromettre ni l'avenir profes-
sionnel des enseignants brevetés, ni
celui des étudiants qui se préparent à
la profession d'instituteur. Finale-
ment, le SNE a revendiqué que l'arti-
cle 15 soit retiré du projet de loi en
question.

En ce qui concerne le régime pré-
paratoire de l'enseignement secon-
daire technique, le syndicat a insisté
sur l'intégration réelle du régime
préparatoire dans l'enseignement se-
condaire technique. Enfin, il a exigé
que la fonction d'instituteur bénéfi-
cie d'une classification équitable
dans le barème des traitements. Pour
ce faire, le SNE a proposé de créer
une carrière supérieure intermé-
diaire pour l'instituteur.

Medien / Pressefreiheit

„Journalisten gut auf
Krisenberichterstattung vorbereiten“

(KNA). – Eine gute Vorbereitung
von Journalisten auf den Einsatz in
Kriegs- und Krisengebieten hat der
Präsident des Bundesverbands
Deutscher Zeitungsverleger (BDZV),
Helmut Heinen, gefordert. Anläss-
lich des Internationalen Tages der
Pressefreiheit hob Heinen in Berlin
den Einsatz der Reporter hervor, die
sich in Krisengebiete wagten, „um
den Rest der Welt zu informieren“.
Das mit einer solchen Berichterstat-
tung verbundene Risiko habe in den
vergangenen Jahren zugenommen,
so der Verleger. Immer häufiger wür-
den Journalisten selbst zu Zielschei-
ben und sähen sich „der Willkür der

Feinde einer freien Berichterstat-
tung“ ausgesetzt.

2001 sei wieder kein gutes Jahr für
die Pressefreiheit gewesen, zog der
BDZV-Präsident Bilanz. Mindestens
31 Journalisten seien bei der Ausü-
bung ihres Berufs getötet worden,
darunter allein acht in Afghanistan.
Fast 500 Journalisten seien zeitwei-
lig festgenommen worden, 116 säßen
noch immer in Haft. Die Liste der
Länder ohne oder mit nur einge-
schränkter Pressefreiheit sei lang, so
Heinen. Einem Drittel der Weltbe-
völkerung werde das Recht auf freie
Meinungsäußerung und ungehinder-
ten Informationsfluss vorenthalten.

Repas-conférence

Les perspectives
du multimédia

François Biltgen, ministre délé-
gué aux Communications, sera
l'orateur lors du prochain repas-
conférence du «Richelieu Interna-
tional Club de Luxembourg», le-
quel sera placé sous le thème «Mul-
timédia: perspectives, problèmes,
limites». Cette manifestation aura
lieu le mardi 14 mai à 19.30 heures
au Grand-Hôtel Cravat, 29, boule-
vard Roosevelt à Luxembourg.
L'inscription obligatoire se fait
chez Norbert Adam (tél. 33 82 07,
fax 33 86 81); le prix du repas est de
31 euros.
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